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Betriebsausgabenpauschalen 2023
Betriebsausgabenpauschalen
Steuerpflichtige mit hauptberuflich selbst-
ständiger schriftstellerischer oder journa-
listischer Tätigkeit oder mit wissenschaftli-
cher, künstlerischer und schriftstellerischer 
Nebentätigkeit oder nebenamtlicher Lehr- 
und Prüfungstätigkeit können bei der Er-
mittlung ihrer Einkünfte anstelle ihrer tat-
sächlichen Betriebsausgaben Pauschsät-
ze ansetzen. Die Pauschalen können auch 
dann angesetzt werden, wenn die tatsäch-
lichen Betriebsausgaben niedriger sind. 

Neue Sätze ab 2023
Mit Schreiben vom 6.4.2023 (IV C 6 - S 
2246/20/10002 :001) hat das Bundesmi-
nisterium der Finanzen (BMF) die Pausch-
sätze aufgrund des gestiegenen Preis-
niveaus zum 1.1.2023 nach oben an-
gepasst. Im Einzelnen gelten für 2023 

folgende Pauschbeträge: Für die genann-
ten hauptberuflichen schriftstellerischen 
oder journalistischen Tätigkeiten können 
30 % der Betriebseinnahmen aus diesen 
Tätigkeiten, höchstens € 3.600,00 (bisher 
€ 2.455,00) jährlich angesetzt werden. 
Für die genannten Nebentätigkeiten (auch 
Vortrags- oder nebenberufliche Lehr- und 
Prüfungstätigkeit) können 25 % der Be-
triebseinnahmen aus dieser Tätigkeit, 
höchstens € 900,00 (bisher € 614,00) 
von den Einkünften abgezogen werden. 
Der pauschale Betriebsausgabenabzug 
gilt nicht für steuerfreie nebenberufliche 
Tätigkeiten als Übungsleiter, Ausbilder, Er-
zieher usw. (§ 3 Nummer 26 Einkommen-
steuergesetz/EStG). Der Höchstbetrag von 
€ 900,00 umfasst dabei alle Nebentätig-
keiten, die unter die Vereinfachungsrege-
lung fallen.

Grundsteuer-Bundesmodell  
verfassungswidrig?   
Grundsteuer 2025 
Ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
BVerfG, vom 10.4.2018, 1 BvL 11/1 machte 
eine Neubewertung aller grundsteuerpflich-
tigen Immobilienobjekte notwendig. Das 
BVerfG erklärte die bisherigen Vorschriften 
der Einheitsbewertung von Grundvermögen 
auf Basis von Grundbesitzwerten aus 1964 
als mit dem allgemeinen Gleichheitsgrund-
satz (Art. 3 Abs. 1 Grundgesetz/GG) unver-
einbar. Ergebnis waren ein umfassendes 
Grundsteuer-Gesetzespaket und aufwen-
dige Grundsteuererklärungen im vergange-
nen Jahr. 

Mängel am Bundesmodell 
Ob das neue Recht planmäßig ab 1.1.2025 
in Kraft treten kann, ist jetzt fraglich. Nach 
einem vom Bund der Steuerzahler sowie 
Haus und Grund Deutschland in Auftrag 
gegebenen Rechtsgutachten ist das Grund-
steuergesetz – zumindest soweit es das 
Bundesmodell betrifft – verfassungswidrig. 

Kein eigenes Bewertungssystem
In dem Gutachten wird unter anderem ein 
erheblicher kompetenzrechtlicher Kons-
truktionsfehler des Gesetzes bemängelt. 
Das Bundesmodell würde strukturell in 
den Bereich der Vermögen- und Einkom-
mensteuer eingreifen. Es wurde kein eige-
nes Bewertungssystem für die Grundsteuer 
geschaffen, wie vom BVerfG ausdrück-

lich verlangt. Stattdessen orientiert sich die 
Bemessung der Grundsteuer an den Ver-
kehrswerten und greift damit in die Einkom-
mensteuer über. Einkommensteuer und 
Grundsteuer müssen sich aber gemäß Ver-
fassung ausdrücklich unterscheiden. Darü-
ber hinaus werden Zweifel an der Anwen-
dung der Bodenrichtwerte geäußert. Diese 
würden systematische Bewertungslücken 
aufweisen und einen Verstoß gegen den 
Gleichheitsgrundsatz (Artikel 3 Grundge-
setz/GG) darstellen. 

Übermäßige Belastung 
Das Bundesmodell ist in 11 Bundeslän-
dern verbindlich. Bayern, Baden-Württem-
berg, Hessen, Hamburg und Niedersachsen 
haben eigene Ländermodelle. Steuerzahler 
aus den 11 Bundesmodell-Ländern würden 
nach dem Gutachten mehr als doppelt so 
hoch belastet als die Immobilienbesitzer in 
den Ländern mit einfacheren Systemen. 

Förderungen für  
klimafreundliches 
Heizen 
Gebäudeenergie-
gesetzesnovelle
Die Bundesregierung hat im April 
2023 ein Konzept für die Über-
arbeitung des Gebäudeenergie-
gesetzes vorgestellt. Der Gesetz-
entwurf weist deutliche Verschär-
fungen hinsichtlich der Nutzung 
fossiler Brennstoffe als Heizener-
gie auf. 
Das Wesentliche: Ab dem nächs-
ten Jahr müssen neu eingebau-
te Heizanlagen zu mindestens 
65 % mit erneuerbaren Energien 
betrieben werden.

Vier-Stufen-Förderkonzept 
Zur Bewältigung der finanziel-
len Belastungen im Zusammen-
hang mit der Umstellung auf kli-
mafreundliche Heizanlagen ist 
ein Vier-Stufen-Förderkonzept 
geplant. Stufe 1 besteht aus der 
bislang bereits teilweise beste-
henden Grundförderung, bei der 
Zuschüsse für einen Heizungs-
tausch beantragt werden kön-
nen. Stufe 2 besteht aus einem 
Klimabonus für eine beschleunig-
te Dekarbonisierung. Dieser Zu-
schuss soll einen möglichst ra-
schen Tausch besonders schäd-
licher Konstanttemperaturkessel 
oder Kohleöfen bewirken. Stufe 
3 besteht aus der Gewährung 
von Förderkrediten für einen 
Heizungstausch. Die Zuschüsse 
werden als Tilgungszuschüsse 
gewährt. 

Abschreibung 
Als vierte Säule bleibt die bereits 
bestehende Sonderabschrei-
bung nach § 35 c Einkommen-
steuergesetz/EStG bestehen. 
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Bewertung von Erbbaugrundstücken nach JStG 2022 
Jahressteuergesetz 2022
Mit dem Jahressteuergesetz 2022 wurde die steuerliche Be-
wertung für Erbbaurechte und Erbbaugrundstücke neu gere-
gelt. Insbesondere ist der Grundsatz der Ableitung der Werte 
aus Vergleichspreisen für veräußerte Erbbaurechte und Erbbau-
grundstücke zum 31.12.2022 entfallen.

Bewertungsverfahren Erbbaurecht
Für die Wertermittlung eines Erbbaurechts gelten – wie bisher – 
zwei Verfahrensvarianten, wobei die erste Variante bei Vorliegen 
der erforderlichen Daten vorrangig anzuwenden ist. Bei der ers-
ten Verfahrensvariante muss der Wert des unbelasteten Grund-
stücks ermittelt und mit einem von den Gutachterausschüssen 
ermittelten Erbbaurechtskoeffizienten multipliziert werden. Die 
zweite (nachrangig anzuwendende) Verfahrensvariante ist das 
finanzmathematische Verfahren. Dieses ist nach den Verfahrens-
schritten mit sder bisherigen Methode weitgehend identisch. Neu 
hinzugekommen ist als weitere Rechengröße ein von den Gut-
achterausschüssen ermittelter Erbbaurechtsfaktor. Steht kein sol-
cher zur Verfügung, gilt der gesetzliche Faktor von 1,0.

Bewertungsverfahren Erbbaugrundstück
Das Bewertungsverfahren für ein Erbbaugrundstück wurde 
ebenfalls neu definiert. Es stehen wie beim Erbbaurecht zwei 
Verfahren zur Wahl, wobei die Wertermittlungsmethode auf 
Grundlage des Bodenwerts sowie – dies ist neu – unter Ver-
wendung der von den Gutachterausschüssen ermittelten Erb-
baugrundstückskoeffizienten vorrangig vor dem finanzmathe-
matischen Verfahren anzuwenden ist. Gibt es einen solchen 
Faktor nicht, ist wiederum das finanzmathematische Verfahren 
ersatzweise anzuwenden. Das neue finanzmathematische Ver-
fahren entspricht im Wesentlichen dem bisherigen Verfahren. 
Als neue Rechengröße hinzugekommen ist der von den Gut-
achterausschüssen veröffentlichte Erbbaugrundstücksfaktor. 
Liegt ein solcher nicht vor, gilt der gesetzliche (neutrale) Fak-
tor von 1,0.

  Fazit 
Mit den neuen Bewertungsverfahren und insbesondere mit dem 
Einbezug der wertbestimmenden Erbbaurechts- und Erbbau-
grundstückskoeffizienten und -faktoren der Gutachterausschüs-
se verfolgt der Gesetzgeber eine marktgerechtere und punkt-
genauere Wertermittlung. Diese wird allerdings nur überall dort 
erreicht, wo die Gutachterausschüsse entsprechende Daten 
zur Verfügung stellen. 

Gewinne mit Kryptowährungen 
Krypto-Token
Kryptowerte bzw. Currency Token, unter ihnen der allbekann-
te Bitcoin, haben sich in letzter Zeit nicht nur als Zahlungsmittel 
etabliert (z. B. als gesetzliches Zahlungsmittel in El Salvador), 
sondern auch als beliebtes Spekulationsobjekt. Nachdem pri-
vate Veräußerungsgeschäfte innerhalb bestimmter Spekulati-
onsfristen grundsätzlich steuerpflichtig sind, hat sich auch der 
Bundesfinanzhof/BFH mit Kryptogeschäften eingehend befasst. 

  BFH-Urteil
Der Bundesfinanzhof/BFH hat mit Urteil vom 14.2.2023 (Az. IX 
R 3/22) die Steuerbarkeit von Krypto-Transaktionen bestätigt. 
Virtuelle Währungen in der Gestalt von Currency Token zäh-
len als virtuelle Währungen zu den anderen Wirtschaftsgütern, 
die Gegenstand eines privaten Veräußerungsgeschäftes sind. 
Der Anschaffungsvorgang ist mit dem Erwerb gegen Tausch in 
Euro oder einer anderen (virtuellen) Währung erfüllt. Als veräu-
ßert gelten Currency Token dann, wenn sie in Euro oder in eine 

andere (virtuelle) Währung zurückgetauscht werden. Beträgt der 
Zeitraum zwischen Anschaffung und Veräußerung nicht mehr 
als ein Jahr, liegt ein steuerpflichtiges privates Veräußerungs-
geschäft vor (§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Einkommensteuergesetz/ 
EStG). Im Streitfall hatte ein Steuerpflichtiger in den Jahren 2014 
bis 2016 Bitcoin-Transaktionen durchgeführt. Mit dem Argu-
ment, Currency Token wären keine Wirtschaftsgüter, überzeug-
te der den BFH nicht. 

Kein Vollzugsdefizit
Der BFH sieht auch kein Vollzugsdefizit hinsichtlich der Durch-
setzung der Steuerpflicht. Schließlich bleibt es den Finanzbe-
hörden vorbehalten, mittels Sammelauskunftsersuchen bei den 
Betreibern von Krypto-Börsen Informationen über die einzelnen 
Transaktionen diverser Steuerpflichtiger einzuholen. Die Einfüh-
rung einer Verpflichtung zum automatischen Informationsaus-
tausch der Krypto-Betreiber ist Gegenstand der EU-Amtshilfe-
Richtlinie (DAC 8). 
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Bewertung von Erbbaugrundstücken nach JStG 2022 
Jahressteuergesetz 2022
Mit dem Jahressteuergesetz 2022 wurde die steuerliche Be-
wertung für Erbbaurechte und Erbbaugrundstücke neu gere-
gelt. Insbesondere ist der Grundsatz der Ableitung der Werte 
aus Vergleichspreisen für veräußerte Erbbaurechte und Erbbau-
grundstücke zum 31.12.2022 entfallen.

Bewertungsverfahren Erbbaurecht
Für die Wertermittlung eines Erbbaurechts gelten – wie bisher – 
zwei Verfahrensvarianten, wobei die erste Variante bei Vorliegen 
der erforderlichen Daten vorrangig anzuwenden ist. Bei der ers-
ten Verfahrensvariante muss der Wert des unbelasteten Grund-
stücks ermittelt und mit einem von den Gutachterausschüssen 
ermittelten Erbbaurechtskoeffizienten multipliziert werden. Die 
zweite (nachrangig anzuwendende) Verfahrensvariante ist das 
finanzmathematische Verfahren. Dieses ist nach den Verfahrens-
schritten mit sder bisherigen Methode weitgehend identisch. Neu 
hinzugekommen ist als weitere Rechengröße ein von den Gut-
achterausschüssen ermittelter Erbbaurechtsfaktor. Steht kein sol-
cher zur Verfügung, gilt der gesetzliche Faktor von 1,0.

Bewertungsverfahren Erbbaugrundstück
Das Bewertungsverfahren für ein Erbbaugrundstück wurde 
ebenfalls neu definiert. Es stehen wie beim Erbbaurecht zwei 
Verfahren zur Wahl, wobei die Wertermittlungsmethode auf 
Grundlage des Bodenwerts sowie – dies ist neu – unter Ver-
wendung der von den Gutachterausschüssen ermittelten Erb-
baugrundstückskoeffizienten vorrangig vor dem finanzmathe-
matischen Verfahren anzuwenden ist. Gibt es einen solchen 
Faktor nicht, ist wiederum das finanzmathematische Verfahren 
ersatzweise anzuwenden. Das neue finanzmathematische Ver-
fahren entspricht im Wesentlichen dem bisherigen Verfahren. 
Als neue Rechengröße hinzugekommen ist der von den Gut-
achterausschüssen veröffentlichte Erbbaugrundstücksfaktor. 
Liegt ein solcher nicht vor, gilt der gesetzliche (neutrale) Fak-
tor von 1,0.

  Fazit 
Mit den neuen Bewertungsverfahren und insbesondere mit dem 
Einbezug der wertbestimmenden Erbbaurechts- und Erbbau-
grundstückskoeffizienten und -faktoren der Gutachterausschüs-
se verfolgt der Gesetzgeber eine marktgerechtere und punkt-
genauere Wertermittlung. Diese wird allerdings nur überall dort 
erreicht, wo die Gutachterausschüsse entsprechende Daten 
zur Verfügung stellen. 

Gewinne mit Kryptowährungen 
Krypto-Token
Kryptowerte bzw. Currency Token, unter ihnen der allbekann-
te Bitcoin, haben sich in letzter Zeit nicht nur als Zahlungsmittel 
etabliert (z. B. als gesetzliches Zahlungsmittel in El Salvador), 
sondern auch als beliebtes Spekulationsobjekt. Nachdem pri-
vate Veräußerungsgeschäfte innerhalb bestimmter Spekulati-
onsfristen grundsätzlich steuerpflichtig sind, hat sich auch der 
Bundesfinanzhof/BFH mit Kryptogeschäften eingehend befasst. 

  BFH-Urteil
Der Bundesfinanzhof/BFH hat mit Urteil vom 14.2.2023 (Az. IX 
R 3/22) die Steuerbarkeit von Krypto-Transaktionen bestätigt. 
Virtuelle Währungen in der Gestalt von Currency Token zäh-
len als virtuelle Währungen zu den anderen Wirtschaftsgütern, 
die Gegenstand eines privaten Veräußerungsgeschäftes sind. 
Der Anschaffungsvorgang ist mit dem Erwerb gegen Tausch in 
Euro oder einer anderen (virtuellen) Währung erfüllt. Als veräu-
ßert gelten Currency Token dann, wenn sie in Euro oder in eine 

andere (virtuelle) Währung zurückgetauscht werden. Beträgt der 
Zeitraum zwischen Anschaffung und Veräußerung nicht mehr 
als ein Jahr, liegt ein steuerpflichtiges privates Veräußerungs-
geschäft vor (§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Einkommensteuergesetz/ 
EStG). Im Streitfall hatte ein Steuerpflichtiger in den Jahren 2014 
bis 2016 Bitcoin-Transaktionen durchgeführt. Mit dem Argu-
ment, Currency Token wären keine Wirtschaftsgüter, überzeug-
te der den BFH nicht. 

Kein Vollzugsdefizit
Der BFH sieht auch kein Vollzugsdefizit hinsichtlich der Durch-
setzung der Steuerpflicht. Schließlich bleibt es den Finanzbe-
hörden vorbehalten, mittels Sammelauskunftsersuchen bei den 
Betreibern von Krypto-Börsen Informationen über die einzelnen 
Transaktionen diverser Steuerpflichtiger einzuholen. Die Einfüh-
rung einer Verpflichtung zum automatischen Informationsaus-
tausch der Krypto-Betreiber ist Gegenstand der EU-Amtshilfe-
Richtlinie (DAC 8). 
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Zahlungstermine

Juni 2023

12. Umsatzsteuer mtl. für Mai bzw. April 
mit Dauerfristverlängerung bei Son-
dervorauszahlung 1/11 Abschlag
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag 
sowie Kirchenlohnsteuer für Mai
Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 
Körperschaftsteuer, Solidaritätszu-
schlag 

15. Ablauf der Zahlungsschonfrist für 
Umsatzsteuer, Lohn- und Kirchen-
lohnsteuer, Einkommensteuer, Kör-
perschaftsteuer, Solidaritätszu-
schlag. Dies gilt nicht bei Barzah-
lung und Zahlung per Scheck.

26. Sozialversicherungsbeiträge Juni 
(Abgabe der Beitragsnachweise)
Zusammenfassende Meldung  
(Umsatzsteuer)

28. Sozialversicherungsbeiträge Juni 
(Fälligkeit der Beiträge)

Anmerkung für Scheckzahler: Zahlungen per Scheck  
gelten erst drei Tage nach Eingang als geleistet.

Gesetzentwurf Mindeststeuergesetz 
Globale Mindestbesteuerung
Im Oktober 2021 haben die Finanzminister der G20-Staaten das Konzept über eine globale 
Mindestbesteuerung multinationaler Unternehmen, ausgearbeitet von einer Expertengruppe 
der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/OECD, endgültig ange-
nommen und sich zur nationalen Umsetzung verpflichtet. Bei dem maßgeblichen Finanzmi-
nistertreffen am 13.10.2021 in Washington schlossen sich 138 Mitglieder des sogenannten 
„Inclusive Framework on BEPS“ dem Mindeststeuervorhaben an.

Diskussionspapier 
In Deutschland soll die sogenannte „Zweite Säule“ des Mindestbesteuerungsvorhabens 
(Höhe der Besteuerung) in einem gesonderten „Mindeststeuergesetz“ (MinStG) umgesetzt 
werden. Hierzu hat das Bundesfinanzministerium im März 2023 einen Diskussionsentwurf für 
ein entsprechendes „Mindestbesteuerungsrichtlinie-Umsetzungsgesetz“ (MinBestRL-UmsG) 
veröffentlicht. Das 242-seitige Dokument enthält u. a. Regelungen zur Steuerpflicht, zu den 
Primär- und Sekundärergänzungssteuerregelungen sowie zur Ermittlung der angepassten 
erfassten Steuern. 

Inkrafttreten
Die EU-Vorgaben aus der Mindestbesteuerungsrichtlinie müssen bis 31.12.2023 umgesetzt 
werden. Die Regelungen aus dem Mindeststeuergesetz treten für Geschäftsjahre in Kraft, die 
nach dem 30.12.2023 beginnen. Die Vorschriften betreffend der Sekundärergänzungssteu-
erregelung gelten für Geschäftsjahre, die nach dem 30.12.2024 beginnen.

Online gegen Steuersünder  
Anonymes Online-Steuersünderportal
Baden-Württembergs grüne Regierung hatte erstmals 2021 die Einrichtung eines anonymen 
Online-Steuersünderportals („Hinweisgebersystems“) angekündigt und im Laufe des Jahres 
2021 eingerichtet. Vor Kurzem zog die Landesregierung nun Bilanz für 2022. Und diese kann 
sich sehen lassen. Im vergangenen Jahr gingen über das anonyme Portal 3068 Meldungen 
ein. Hieraus wurden 89 Verfahren eingeleitet. Im Ergebnis ergab sich eine Strafverfolgungs-
quote von 2,9 %. Im Vergleich zu den „üblichen“ Informationswegen (per Post oder anony-
men Telefonanruf) ist dies allerdings eine recht niedrige Quote. Bei den sonstigen Meldungen 
lag die Quote bei 6,6 % doppelt so hoch. Insgesamt konnte das Bundesland durch anonyme 
Hinweisgeber Steuermehreinnahmen in Höhe von € 850.000,00 eintreiben.

Weitere Portale geplant
Ein Vorteil der Online-Portale gegenüber den übrigen Informationswegen ist, dass online 
auch anonymisierte Rückfragen möglich sind. Dies schätzen besonders die Länder Schles-
wig-Holstein, Niedersachsen, Bremen und Hamburg. Diese Länder planen die Einführung 
eines digitalen Postfaches für Steuerbetrugsanzeigen. Weitere Bundesländer dürften folgen.

Erbschaftsteuer
Positionspapier der CDU/CSU 
Die mit dem Jahressteuergesetz 2022 
ab 2023 beschlossene steuerliche Neu-
bewertung von Grundbesitz führt zu teil-
weise erheblich höheren Steuerwerten 
und damit auch zu einem höheren steu-
erpflichtigen Erwerb. Nach Auffassung 
der CDU/CSU-Fraktion ist in vielen Fällen 
eine zum Teil empfindliche Erhöhung der 
Erbschaft- und Schenkungsteuer um an-
nähernd 50 % die Folge. Zudem sind Im-
mobilienwerte in den letzten zehn Jahren 
um bis zu 65 % angestiegen.

Höhere Freibeträge 
Zum Ausgleich der Steuermehrbelas-
tung fordert die Partei höhere persönli-
che Freibeträge bei der Erbschaftsteuer 
(Antrag 20/4674). Für Ehegatten und Le-
benspartner soll der Freibetrag von bis-
her € 500.000,00 auf € 825.000,00 an-
steigen. Für Kinder sollen die Freibeträ-
ge von € 400.000,00 auf € 660.000,00 
und für Enkelkinder von € 200.000 auf 
€ 330.000 ansteigen. Eltern und Groß-
eltern sollen statt € 100.000,00 künftig 
€ 165.000,00 und übrige Personen statt 
€ 20.000,00 künftig € 33.000,00 steu-
erfrei erben können. 
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